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l. Bekanntmachunq der Verbandsqemeinde Kirchheimbolanden

Datum lnhalt

31.08.18 Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
(Erschließungsbeitragssatzung) der Gemeinde Orbis

03.09.18 Bekanntmachung der überörtlichen Prüfung der Haushalts-
und Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Kriegsfeld

04.09.18 Bekanntmachung der Satzung zur Anderung der Satzung
zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den
Ausbau von Verkeh rsan lagen (Ausba ubeitragssatzu n g
wiederkeh render Beiträge) der Stadt Kirch heim bolanden

04.09.18 Bekanntmachung der Satzung zur Erhebung von Einmal-
beiträgen nach tatsächl ichen I nvestitionsaufwend u ngen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen (Ausbaubeitrags-
satzung Einzelabrechnung) der Ortsgemeinde Mörsfeld

04.09.18 Bekanntmachung der Satzung zur Erhebung von wieder-
kehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen
(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) der
Ortsgemeinde Mörsfeld

04.09.18 Bekanntmachung über den Vollzug des Baugesetzbuches;
Genehmigung und lnkrafüreten des Bebauungsplanes
,,Selzgarten - Erweiterung 1", Ortsgemeinde Orbis

06.09.18 Bekanntmachung der überörtlichen Prüfung der Haushalts-
und Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Oberwiesen

07.09.18 Bekanntmachung über die Einsichtnahme in den Entwurf
der Nachtragshaushaltssatzung mit -plan Nr. 1 der Stadt
Kirchheimbolanden für das Jahr 2018 und die Möglichkeit
zur Einreichung von Vorschlägen
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07.09.18 Bekanntmachung über die Einsichtnahme in den Entwurf
der Nachtragshaushaltssatzung mit -plan Nr' 1 der
Ortsgemeinde Marnheim für das Jahr 2018 und die
Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

ll. Bekanntmachun anderer Behörden

Datum lnhalt
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Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

( E rsc h I ieß u n gs beitragssatzu n g )

der Gemeinde Orbis
vom 31.08.2018

Auf Grund von g 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) und des $ 24 der Gemeindeordnung hat der

Gemeinderat der Gemeinde Orbis in der Sitzung am 30.08.2018 folgende Satzung beschlossen:

s1
Erhebung von Erschließungsbeiträgen

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BaUGB und dieser Satzung erhoben.

s2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für

1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen

solche in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-

zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress-

und Hafengebiet, bei einer Bebaubarkeit der Grundstücke

a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie beidseitig und mit einer

Breite bis zu 10 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 16 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit

einer Breite bis zu 14 m, wenn sie einseitig anbaubar sind,

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, Ge-

werbe- und lndustriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart Einkaufszen-

tren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit

einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zuläs-

sig ist, und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung
nur einseitig zulässig ist,

3. mit Kraftfahzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (2.8. Fußwege, Wohnwege) mit ei-
ner Breite von 1 m bis zu einer Breite von 5 m,

4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 20 m,

5. Parkflächen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren
Breite von 6 m,
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b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebau-

lichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind

(selbstständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke,

6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 4 sind, bis zu einer weiteren

Breite von 6 m,

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen Grundsätzen in-

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind (selbstständige Grünan-

lagen), bis zu 15 o/o der Flächen der erschlossenen Grundstücke.

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2

und 4 angegebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um die HäIfte, mindestens

aber um 8 m.

(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Verkehrsan-

lage die größte Breite.

s3
Erm ittlu n g des beitragsfäh igen E rsch I ießu ngsaufwands

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde

kann abweichend von Satz 1 den beitragsfähigen Aufwand für bestimmte Abschnitte einer Er-

schließungsanlage oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine

Einheit bilden (Erschließungseinheit), insgesamt ermitteln.

s4
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands

s5
Verteil u n g des umlagefäh i gen Ersch ließu ngsaufwands

(1) Der nach gg 2 und 3 ermittelte und gemäß $ 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand

wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Da-

bei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß be-

rücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarerWeise
nutzbaren Grundstücken innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die über-
plante Fläche. lst das Grundstück nur teilweise überplant und ist der nicht überplante Grund-

stücksteil dem lnnenbereich ($ 34 BauGB) zuzuordnen, so gilt die Fläche des Buchgrund-

stücks. Abs. 3 ist insoweit ggf. entsprechend anzuwenden.

(3) Als Grundstücksfläche i.S. des Abs. 1 gilt bei baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise

nutzbaren Grundstücken außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder bei
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Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nut-

zung nicht festsetzt,

a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen

Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von 40 m dazu

verlaufenden Linie,

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der Erschlie-

ßungsanlage zugewandt ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden Linie.

Grundstücksteile, die lediglich eine wegmäßige Verbindung herstellen, bleiben bei der Bestim-

mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

überschreitet die tatsächliche bauliche, gewerbliche oder vergleichbare Nutzung die Abstände

nach Satz 1 a) oder b), so fällt die Linie zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen

Nutzung.

(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche (Abs. 2 oder

3) vervielfacht mit

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,

b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen,

e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen,

f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren

Weise genutzt werden können (2.8. Dauerkleingärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen).
Wenn sich aus der nach Abs. 5 oder Abs. 6 a) ermittelten Zahl der Vollgeschosse ein höhe-

rer Faktor ergibt, so gilt dieser.

Vollgeschosse im Sinne dieser Regelung sind Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-

nung.

(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl

der Vollgeschosse wie folgt:

a) lst die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschos-

se.

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige
Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerun-

det.

c) lst nur die zulässige Gebäudehöhe in Form der Trauf- oder Firsthöhe festgesetzt, so gilt als

Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Trauf- oder Firsthöhe geteilt durch 2,8. Sind

beide Höhen festgesetzt, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Traufhöhe. Bruch-
zahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

d) lst tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die höchstzulässige
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden.

Enthält eine Satzung nach S 34 Abs. 4 BauGB entsprechende Festsetzungen, so gelten die

Regelungen der Buchstaben a) bis d) entsprechend.
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(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grund-

stücke, für die ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach $ 34 Abs. 4 BauGB nicht die nach

Abs. 5 erforderlichen Festsetzungen enthält, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt:

a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschos-

se. lst die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststell-

bar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes gem. Abs. 5 c) geteilt durch

2,8 3. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus derZahl deraufden Grundstücken

der näheren Umgebung übenruiegend vorhandenen Vollgeschosse.

c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in ver-

gleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt.

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind,

wird die tatsächlich vorhandene Zahl der Vollgeschosse, mindestens aber ein Vollgeschoss

zu Grunde gelegt.

(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 festgesetzten

Faktoren um 0,5 erhöht

a) bei Grundstücken in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie Sondergebieten mit der

Nutzungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kon-
gress- und Hafengebiet;

b) bei Grundstücken in anderen als der unter a) bezeichneten Gebiete, wenn sie überwiegend
gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise (2.8. Grundstücke mit Büro-, Verwal-

tungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) genutzt werden. Ob ein Grund-

stück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2.8. Wohnzwecken) Zwecken

dient, ,,übenruiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem Ver-

hältnis, in dem die verwirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder

zusätzlich zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücks-

flächen jeweils der Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche

oder vergleichbare als auch für andere Zwecke genutzt werden (2.8. Kfz-Abstellplätze) als

auch gärtnerisch oder ähnlich gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben

bei dem Flächenvergleich außer Ansatz.

(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbstständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke.

s6
Eckg ru ndstücksverg ü nsti g u n g

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von zwei gleichartigen und voll-

ständig in der Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen i.S. des $ 2 Abs. 1 er-

schlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach $ 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung

des umlagefähigen Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit der Hälfte anzusetzen.

Für Grundstücke, die durch mehr als zwei solcher gleichartigen und vollständig in der Baulast

der Gemeinde stehenden Erschließungsanlagen erschlossen werden, wird die Grundstücksflä-

che nach g 5 Abs. 2 oder Abs. 3 durch die Anzahl der Erschließungsanlagen geteilt.

(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren,
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a) wenn die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstü-

cke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

b) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Erschließungsanlagen, für die nach Maß-
gabe des g 5 Abs. 3 Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden.

s7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

1. Grunderwerb,

2. Freilegung und

3. selbstständige Teile der Erschließungsanlage wie

a) Fahrbahn,

b) Radwege,

c) Gehwege,

d) Parkflächen,

e) Grünanlagen,

0 Mischflächen,

g) Entwässerungseinrichtungensowie

h) Beleuchtungseinrichtungen

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden.

Mischflächen i.S. v. Nr. 3 f) sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien
Funktionen der in Nr. 3 a) - e) genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der

Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten.

s8
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und selbst-
ständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn

a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und

b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. ln Ein-

zelfällen kann die Gemeinde bei mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsanlagen
und selbstständigen Parkflächen auf die Herstellung von Entwässerungs- und/oder Be-

leuchtungseinrichtungen verzichten.

(2) Die sich aus dem Bauprogramm ergebenden flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungs-
anlage sind endgültig hergestellt, wenn

a) Fahrbahnen, Gehwege, Radwege, selbstständige und unselbstständige Parkflächen eine
Befestigung aus tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster
oder Rasengittersteinen aufirveisen, wobeidie Decke auch aus einem ähnlichen Material
neuzeitlicher Bauweise bestehen kann,

b) unselbstständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind,
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c) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend a) hergestellt und die unbefestigten
Teile gemäß b) gestaltet sind.

(3) Selbstständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum der
Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind.

se
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungsbeitra-
ges erheben.

s10
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach der vo-
raussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01 .2018 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige
Herstellung von Erschließungsanlagen (Erschließungsbeiträge) vom 01 .12.1987.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Orbis, den 31.08.2018

Ortsgemeinde

AÄtu
(Schmitt)

Ortsbürgermeister
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Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund
dieses Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Be-

kanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand
die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Be-

zeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz2 Nr.2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 ge-

nannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

1

2
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Verbandsgemei ndeverwaltu n g
67 292 Ki rch hei m bolanden

Az: 1 I 118 121 2l9lBtt.lHop.

öffe ntl i c h e Be ka n ntm ac h u n g

Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der
Ortsgemei nde Kriegsfeld

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt bei der Kreisverwaltung Donnersbergkreis
hat in der Zeit von Juni/Juli 2017 bis Januar 2018 eine überörtliche Prüfung der Haushalts-

und Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Kriegsfeld für die Jahre 2012 bis 2017

vorgenommen. Der Gbmeinderat Kriegsfeld wurde am 30.08.2018 über das Ergebnis der

Prüfung unterrichtet.

lm Anschluss an die Unterrichtung des Gemeinderates sind gem. S 1 10 Abs. 5 der

Gemeindeordnung Rheinland -Pfalz die Prüfungsmitteilungen und die daraufhin gefertigten

Stellungnahmen der Verbandsgemeindevenaraltung an sieben Werktagen zu jedermanns

Einsicht öffentlich auszulegen (S 1 10 Abs' 5 GemO)'
Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 10.09.2018 bis 18.09.2018 bei der

Verbandsgemeindeverwaltung, Rathaus, Neue Allee 2, Zimmer 203.

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Kirchheim olanden, 03.09.2018
Verba indeverwaltung
ln Ve ng

( m)
Beigeordneter
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Satzung

vom 04.09.2018

zur Anderung der Satzung zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den
Ausbau von Verkeh rsanlagen

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrender Beiträge)
der Stadt Kirchheimbolanden

vom 17.04.2014

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$
2 Abs. 1 ,7 , 10 und 10 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

L

S 13 (Übergangsregelung) erhält folgenden Wortlaut:

Gemäß $ 10 a Abs. 5 KAG wird abweichend von $ 10 a Abs. 1 Satz 2 KAG
festgelegt, dass Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten
Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang nehmen können, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1

und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls genannten Jahren bei der Ermittlung
des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und beitragspflichtig werden:

a) nach 18 Jahren bei kompletter Herstellung der Verkehrsanlage,
b) nach 15 Jahren bei Herstellung der Fahrbahn,
c) nach 10 Jahren bei Herstellung des Gehweges und
d) nach 5 Jahren bei Herstellung der Beleuchtung bzw. durchgeführten

Veranlagungen für Grundenruerb, Straßenoberflächenentwässerungskosten oder
anderer Teilanlagen.

Die übergangsregelung bei Maßnahmen nach den Ziffern a) bis d) gilt auch bei der
Erneuerung, der Erweiterung, dem Umbau und der Verbesserung von
Verkehrsanlagen. Eine Addition von Verschonungsfristen bei den Ziffern b) bis d)
findet nicht statt; es gilt dann die erreichte höhere Verschonungsdauer. Die
übergangsregelung beginnt zu dem Zeitpunkt, in dem Erschließungsbeiträge nach
dem BauGB bzw. Ausbaubeiträge nach den KAG entstanden sind. Bei geleisteten
Sanierungsausg leichsbeiträgen beträgt d ie Verschonu ngsdauer 1 0 Jahre und
beginnt ab Festsetzung der Beiträge. Für Grundstücke, welche Kosten für die
erstmalige Herstellung aufgrund von Verträgen geleistet bzw. über Kaufverträge
abgelöst haben, gelten die Ziffern a) bis d) genannten Verschonungsfristen. Bei

Erschließungsverträgen beginnt die Verschonung mit der erfolgten Prüfung der
Abrechnung der vertraglichen Leistungen, bei Ablösungen und ähnlichen
Regelungen der Beiträge in privatrechtlichen Kaufverträgen mit der Entstehung der
allgemeinen sachlichen Beitragspflicht für die Verkehrsanlage.
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il.

Die Anderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.07.2014 in Kraft

K bola n, 04.09.2

(Hartmüller)
Stadtbürgermeister

Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig

zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand

die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter
Bezeichnung des Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1

genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

o

z
I{

\
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Satzung

zur Erhebung von Einmalbeiträgen
n ach tatsäch I ichen I nvestitionsa ufwend un gen

für den Ausbau von Verkehrsanlagen
(Ausbaubeitragssatzu ng Einzelabrechnung)

der Ortsgemeinde Mörsfeld
vom 04.09.2018

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7

und 10 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit

bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt einmalige Beiträge nach tatsächlichen lnvestitionsaufwendungen für die

Herstellung und den Ausbau von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser

Satzung.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der

Eruveiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-

baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis
genügenden Zustand.

2. "Enrueiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren

Ergänzung durch weitere Teile.

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage.

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der Verkehrs-

bedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und

Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die

nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig ist.

(a) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach

SS 135 a) bis c) BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-

hebung außer Verhältnis zu dem zu enryartenden Beitragsaufkommen stehen.

s2
Beitragsfäh i ge Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbst-

ständige Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbstständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen mit den

dazu gehörenden Rampen mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fußwegbelag.
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s3
Ermittlungsgebiete

Der beitragsfähige Aufwand wird für die einzelnen Verkehrsanlagen in der Ortslage

,,Daimbacherhof' (Anlage 2) der Gemeinde Mörsfeld oder nach Beschluss des Gemeinderates für

bestimmte Abschnitte der Verkehrsanlage nach den tatsächlichen lnvestitionsaufwendungen

ermittelt. Für die Ortslage Mörsfeld (Anlage 1) werden wiederkehrende Ausbaubeiträge durch

gesonderte Satzung erhoben.

s4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutz-

baren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit der Zufahrl oder des Zugangs

zu der hergestellten oder ausgebauten Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteilwird im Einzelfall nach dem Verhältnis von Anliegerverkehr und Durchgangs-

verkehr auf der hezustellenden oder auszubauenden Verkehrsanlage durch Beschluss des

Gemei nderates festgesetzt.

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je

Vollgeschoss beträgt 10 v. H.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt.

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur teilweise

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $ 34 BauGB

zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 3 ist insoweit ggf

entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, ist dieser maßgebend

Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

3. Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB),

sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu

einer Tiefe von 40 m,

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch

einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstücke),

die Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer

Tiefe von 40 m.

c) Grundstücke oder Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung

darstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberück-

sichtigt.
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d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise

selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer
Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die

tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der

Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)

und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der

tatsächlichen Nutzung.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie

tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die

Tiefenbeg renzu ngsli nie zur hinteren G renze der tatsächlichen N utzu ng.

4. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,

Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des Bebau-

ungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei Grund-

stücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB)tatsächlich
so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks - gegebenenfalls unter Berücksichtigung der

nach Nr. 3 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der

Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine

Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. lst

auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in
Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder First-

höhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so ist die höchstzulässige Traufhöhe der Berechnung

zugrunde zu legen. Soweit der Bebauungsplan keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufhöhe

der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in

der Gebäudemitte zu messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BauGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2

entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung übeniviegend vorhandenen

Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich verwirk-

lichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die tatsächlich

verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen,

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der

näheren Umgebung übenrviegend vorhandenen Vollgeschosse,

c) bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich oder in

vergleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zu Grunde gelegt,

d) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen.
Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

5. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich
vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen
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auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut

mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2. B. Sport-, Fest- und

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl

der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die

festgesetzle Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche

Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BaUGB liegen,

werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie

bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplanten Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige

Nutzungsmaß enthält.

g. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-

schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden

Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen

zulässig oder vorhanden, gilt die bei der überwiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten wird die nach den vorstehenden

Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt entspre-

chend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in

sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt

genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v. H.

Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2. B. Wohnzwecken)

Zwecken dient, ,,überuviegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem

Verhältnis, in dem die venrvirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich

zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen jeweils der

Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche oder vergleichbare als

auch für andere Zwecke genutzt werden (2. B. Ktz-Abstellplätze) als auch gärtnerisch oder ähnlich

gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem Flächenvergleich außer

Ansatz.

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen

s7
Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Für Grundstücke, die zu zwei gleichartigen Verkehrsanlagen nach dieser Satzung Zufahrt oder

Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitragsatzes und bei

der Veranlagung mit 50 v. H. angesetzt, soweit beide Verkehrsanlagen voll in der Baulast der

Gemeinde stehen. Stehen die beiden Verkehrsanlagen nicht voll in der Baulast der Gemeinde,

wird die Vergünstigung nach Satz 1 nur für die in der Baulast der Gemeinde stehenden gleich-

artigen Tei lei nrichtungen der Verkehrsanlagen angesetzt.
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Dies gilt für Grundstücke, die zu einer Verkehrsanlage nach dieser Satzung Zufahrt oder Zugang

nehmen können und zusätzlich durch eine gleichartige Erschließungsanlage erschlossen werden,

für die Erschließungsbeiträge nach dem BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind,

entsprechend.

(2) Für Grundstücke, die zu mehr als zwei gleichartigen Verkehrsanlagen nach dieser Satzung

Zufahrl oder Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Ermittlung des Beitrags-

satzes und bei der Beitragsveranlagung durch die Zahl dieser Verkehrsanlagen geteilt, soweit die

Verkehrsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde stehen. Stehen die Verkehrsanlagen nicht voll

in der Baulast der Gemeinde, wird die Vergünstigung nach Satz 1 nur für die in der Baulast der

Gemeinde stehenden gleichartigen Teileinrichtungen der Verkehrsanlagen angesetzt.

Dies gilt für Grundstücke, die zu Verkehrsanlagen nach dieser Satzung Zufahrt oder Zugang

nehmen können und zusätzlich durch gleichartige Erschließungsanlagen erschlossen werden, für

die Erschließungsbeiträge nach dem BauGB erhoben wurden oder zu erheben sind, entspre-

chend, soweit die Zahl der Verkehrs- und Erschließungsanlagen insgesamt zwei übersteigt.

(3) Wird eine Tiefenbegrenzung nach $ 6 Abs. 2 zu zwei oder mehreren Verkehrsanlagen ange-

setzt, gelten die Regelungen nach Abs. 1 und 2 nur für die sich überschneidenden Grundstücks-

teile.

(4) Abs. 1 bis 3 gelten nichtfürdie von $ 6Abs.4 Satz 1 und 2 erfassten Grundstücke.

(5) Eine Ermäßigung nach den Absätzen 1 bis 4 ist nicht zu gewähren, wenn die Ermäßigung dazu

führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen Grundstücke im Abrechnungsgebiet um mehr

als 50 % erhöht.

s8
Entstehung des Beitragsanspruches, Teilbeitrag

(1) Der Beitragsanspruch entsteht mit dem Abschluss und der Abrechenbarkeit der Maßnahme, in

den Fällen der Erhebung eines Teilbetrages nach Abs. 2 mit dem Abschluss und der Abrechenbar-

keit der Teilmaßnahme. Eine Maßnahme oder Teilmaßnahme ist abgeschlossen, wenn sie tat-

sächlich und rechtlich beendet und der Gesamtaufwand oder Teilaufwand feststellbar ist.

(2) Der Beitrag kann nach Beschlussfassung des Gemeinderates für

1. Grundenryerb,

2. Freilegung,

3. Fahrbahn,

4. Radwege,

5. Gehwege,

6. unselbstständigeParkflächen,

7. unselbstständigeGrünanlagen,

8. Mischflächen,

9. Entwässerungseinrichtungen,

1 0. Beleuchtungseinrichtungen,

gesondert als Teilbeitrag erhoben werden.
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se
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn einer Maßnahme können von der Gemeinde Vorausleistungen bis zur Höhe des

voraussichtlichen endgültigen Beitrages erhoben werden.

(2) Vorausleistungen können auch in mehreren Raten oder für Teilbeiträge nach $ 8 Abs. 2

verlangt werden.

s10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Vor Entstehung des Beitragsanspruches kann die Ablösung des Beitrages vereinbart werden. Der

Ablösungsbetrag bemisst sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser

Satzung zu ermittelnden Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer

oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

s{2
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt

und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des

Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht und

L eine Rechtsbehelfsbelehrung.

.. s13
Offentliche Last

Der Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück
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s14
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01.2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen für den Ausbau von Verkehrsanlagen
(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge) der Gemeinde vom 16.05.2013.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt

Mörsfeld, den 04.09.201 8

nde

(Volker)

Ortsbürgermeister

Es wird auf S 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande
gekommen. Dies gilt nicht, wenn

die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die
Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindevenaraltung unter Bezeichnung des
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.

2.
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Satzung

zur Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen
für den Ausbau von Verkehrsanlagen

(Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge)
d e r o rtso; 

ff lrt;rY; 
rsre I d

Der Gemeinderat hat auf Grund des $ 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der $$ 2 Abs. 1, 7,

10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung beschlossen, die hiermit

bekannt gemacht wird:

sl
Erhebung von Ausbaubeiträgen

(1) Die Gemeinde erhebt wiederkehrende Beiträge für die Herstellung und den Ausbau von

Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung in der Ortslage Mörsfeld.

(2) Ausbaubeiträge werden für alle Maßnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneuerung, der

Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise unbrauch-

baren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis

genügenden Zustand,

2. "Enrueiterung" ist jede flächenmäßige Vergrößerung einer fertiggestellten Anlage oder deren

Ergänzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veränderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle Maßnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung der

Verkehrsbedeutung i. S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der Beschaffenheit und

Leistungsfähigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Herstellung von Verkehrsanlagen, die

nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfähig sind.

(a) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbeträge nach SS 135

a) bis c) BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeiträge nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der Beitragser-

hebung außer Verhältnis zu dem zu enruartenden Beitragsaufkommen stehen.

s2
Beitragsfähige Verkeh rsan lagen

(1) Beitragsfähig ist der Aufwand für die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze sowie selbständige

Parkflächen und Grünanlagen sowie für selbständige Fuß- und Radwege.

(2) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brückenbauwerke, Tunnels und Unterführungen mit den

dazugehörigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands für Fahrbahndecke und Fußwegbelags.
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s3
Ermittlungsgebiete

(1)Sämtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen der Ortslage Mörsfeld bilden als einheitliche

öffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Anlage 1 ).

ln der Ortslage Daimbacherhof (Anlage 2) werden Ausbaubeitrage nach Einmalbeiträgen erhoben

Die Festsetzung wird durch gesonderte Satzung geregelt.

Die Begründung für die Aufteilung des Gemeindegebietes in zwei Abrechnungseinheiten ist als

Anlage 3 dieser Satzung beigefügt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird für die eine Abrechnungseinheit bildenden Verkehrsanlagen

nach den jährlichen lnvestitionsaufwendungen in der Abrechnungseinheit nach Abs. 1 ermittelt.

s4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise nutz-

baren Grundstücke, die die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit einer Zufahrl oder eines

Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrsanlage haben.

s5
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil für die Ortslage Mörsfeld beträgt 30 %

s6
Beitragsmaßstab

(1) Maßstab ist die Grundstücksfläche mit Zuschlägen für Vollgeschosse. Der Zuschlag je Voll-

geschoss beträgt 10 v.H.

(2) Als Grundstücksfläche nach Abs. 1 gilt:

1. ln beplanten Gebieten die überplante Grundstücksfläche. lst das Grundstück nur teilweise

überplant und ist der unbeplante Grundstücksteil dem lnnenbereich nach $ 34 BauGB

zuzuordnen, gilt als Grundstücksfläche die Fläche des Buchgrundstücks; Nr. 2 ist ggf.

entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, ist dieser maßgebend.

Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

Liegen Grundstücke innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles ($ 34 BauGB),

sind zu berücksichtigen:

a) bei Grundstücken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Fläche von dieser bis zu

einer Tiefe von 40 m,

b) bei Grundstücken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser aber durch

einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind (Hinterliegergrundstück), die

Fläche von der zu der Verkehrsanlage hin liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe

von 40 m.
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c) Grundstücksteile, die ausschließlich eine wegemäßige Verbindung darstellen, bleiben bei

der Bestimmung der Grundstückstiefe nach a) und b) unberücksichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie liegenden

Grundstücksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in ähnlicher Weise

selbständig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe), wird die Fläche bis zu einer

Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstücksteile nicht in diesem Sinne selbständig nutzbar und geht die

tatsächliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder ähnliche Nutzung der innerhalb der

Tiefenbegrenzung liegenden Grundstücksteile über die tiefenmäßige Begrenzung nach a)

und b) hinaus, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der
tatsächlichen Nutzung.

Wird ein Grundstück jenseits der in Satz 1 angeordneten erhöhten Tiefenbegrenzungslinie

tatsächlich baulich, gewerblich, industriell oder ähnlich genutzt, so verschiebt sich die

Tiefen beg renzu ngsl i nie zur hinteren G renze der tatsächlichen Nutzung.

3. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad, Festplatz,

Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Fläche des im Geltungsbereich des

Bebauungsplanes liegenden Grundstückes oder Grundstücksteiles vervielfacht mit 0,5. Bei

Grundstücken, die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (S 34 BauGB)

tatsächlich so genutzt werden, die Fläche des Grundstücks - gegebenenfalls unter Be-

rücksichtigung der nach Nr. 2 angeordneten Tiefenbegrenzung - vervielfacht mit 0,5.

(3) Für die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1. Für beplante Grundstücke wird die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der
Vollgeschosse zugrundegelegt.

2. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse, sondern eine

Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Baumassenzahl. lst

auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafür aber die Höhe der baulichen Anlagen in
Form der Trauf- oder Firsthöhe, so gilt die durch 2,8 geteilte höchstzulässige Trauf- oder

Firsthöhe. Sind beide Höhen festgesetzt, so gilt die höchstzulässige Traufhöhe. Soweit der
Bebauungsplan keine Festsetzungen triffi, gilt als Traufhöhe der Schnittpunkt der Außenseite

der Dachhaut mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.

Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

3. Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des $ 33 BaUGB erreicht, gelten Nr. 1 und 2

entsprechend.

4. Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstücken der näheren Umgebung übenruiegend vorhandenen

Vollgeschosse; ist ein Grundstück bereits bebaut und ist die dabei tatsächlich
verwirklichte Vollgeschosszahl höher als die in der näheren Umgebung, so ist die

tatsächlich veruvirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu legen,

b) bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollgeschossen.
Dies gilt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder industriellen Zwecken

oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entsprechend.

5. lst nach den Nummern 1 - 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die tatsächlich
vorhandene Traufhöhe geteilt durch 2,8 anzusetzen, wobei Bruchzahlen auf ganze Zahlen
auf- und abzurunden sind. Als Traufhöhe gilt der Schnittpunkt der Außenseite der Dachhaut
mit der seitlichen Außenwand. Die Höhe ist in der Gebäudemitte zu messen.
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6. Bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die

außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (2. B. Sport-, Fest- und

Campingplätze, Freibäder, Friedhöfe), wird bei vorhandener Bebauung die tatsächliche Zahl

der Vollgeschosse angesetzt, in jedem Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, gilt die

festgesetzle Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung erfolgt ist, die tatsächliche

Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

8. Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 BaUGB liegen,

werden zur Ermittlung der Beitragsflächen die Vorschriften entsprechend angewandt, wie sie
bestehen für

a) Grundstücke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmungen über das

zulässige Nutzungsmaß getroffen sind,

b) unbeplante Grundstücke, wenn die Satzung keine Bestimmungen über das zulässige

Nutzungsmaß enthält.

9. Die Zahl der tatsächlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden Vollge-

schosse gilt, wenn sie höher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den vorstehenden

Regelungen.

10. Sind auf einem Grundstück mehrere Gebäude mit unterschiedlicher Zahl von Vollgeschossen

zulässig oder vorhanden, gilt die bei der übenruiegenden Baumasse vorhandene Zahl.

(4) Für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten wird die nach den vorstehenden

Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstücksfläche um 20 v.H. erhöht. Dies gilt

entsprechend für ausschließlich gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzte

Grundstücke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzten Grundstücken (gemischt

genutzte Grundstücke) in sonstigen Baugebieten erhöhen sich die Maßstabsdaten um 10 v. H.

Ob ein Grundstück, das sowohl gewerblichen als auch nicht gewerblichen (2. B. Wohnzwecken)

Zwecken dient, ,,übenruiegend" im Sinne dieser Regelung genutzt wird, bestimmt sich nach dem

Verhältnis, in dem die venrvirklichte Nutzung der tatsächlich vorhandenen Geschossflächen zu-

einander steht. Liegt eine gewerbliche oder vergleichbare Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich

zur Bebauung vor, so sind die tatsächlich entsprechend genutzten Grundstücksflächen jeweils der
Geschossfläche hinzuzuzählen. Freiflächen, die sowohl für gewerbliche oder vergleichbare als

auch für andere Zwecke genutzt werden (2. B. Kz-Abstellplätze) als auch gärtnerisch oder ähnlich

gestaltete Freiflächen und brachliegende Flächen, bleiben bei dem Flächenvergleich außer

Ansatz.

(5) Abs. 4 gilt nicht für die Abrechnung selbstständiger Grünanlagen

s7
Eckg ru ndstücke u nd du rch laufende G ru ndstücke

(1) Grundstücke, die sowohlvon einer nach $ 13 dieser Satzung verschonten Verkehrsanlage

erschlossen sind als auch von einer oder mehreren Verkehrsanlage(n) der Abrechnungseinheit

erschlossen sind, werden nur mit 50% ihrer gewichteten Grundstücksfläche angesetzt.

(2) Kommt für eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbegrenzung nach $ 6

Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs. 1 nur für die sich über-

schneidenden Grundstücksteile.
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s8
Entstehung des Beitragsanspruches

Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember für das abgelaufene Jahr

se
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Vorausleistungen auf wieder-

kehrende Beiträge erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshöhe für das laufende Jahr

bemessen.

s10
Ablösung des Ausbaubeitrages

Die Ablösung wiederkehrender Beiträge kann jederzeit für einen Zeitraum von bis zu 10 Jahren

vereinbart werden. Der Ablösung wird unter Berücksichtigung der zu enruartenden Kosten-

entwicklung die abgezinste voraussichtliche Beitragsschuld zugrunde gelegt.

s11
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer

oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstückes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.

s12
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Die wiederkehrenden Beiträge und die Vorausleistungen darauf werden durch schriftlichen

Bescheid festgesetzt und 2 Monate nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

(2) Der Beitragsbescheid enthält:

1. die Bezeichnung des Beitrages,

2. den Namen des Beitragsschuldners,

3. die Bezeichnung des Grundstückes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfähigen Kosten, des

Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser Satzung,

6. die Festsetzung des Fälligkeitstermins,

7. die Eröffnung, dass der Beitrag als öffentliche Last auf dem Grundstück ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen für die Festsetzung wiederkehrender Beiträge können durch besonderen

Bescheid (Feststel I ungsbescheid) festgestellt werden.
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s13
Übergangsregelung

Gemäß g 10 aAbs.5 KAGwird abweichend von $ 10 aAbs. 1 Satz2 KAGfestgelegt, dass

Grundstücke, die zu den im Folgenden aufgezählten Verkehrsanlagen Zufahrt oder Zugang

nehmen können, vorbehaltlich $ 7 Absätze 1 und 2 dieser Satzung erstmals in den ebenfalls
genannten Jahren bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags berücksichtigt und

beitragspflichtig werden :

1. -t-

s14
öffentliche Last

Der wiederkehrende Straßenausbaubeitrag liegt als öffentliche Last auf dem Grundstück.

s15
ln-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt zum 01.01 .2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Ausbaubeiträgen der Gemeinde Mörsfeld vom

1 6.05.201 3 (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beiträge).

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Mörsfeld, 04.09.2018

einde

(Vo r)

Ortsbürgermeister

Es wird auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses

Gese2äs zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande

gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die Ausfertigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet oder jemand die

Verletzung der VerfahreÄs- und Formvorschriften gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des

Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist
jedermann diese Verletzung geltend machen.
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Anlage 3

Das Gebiet der Gemeinde Mörsfeld wird in 2 Abrechnungseinheiten aufgeteilt

Begründung für die Aufteilung des Gemeindegebietes (Errnittlungsgebiet) in 2
Abrechnungseinheiten (S 3 Abs. 'l der Ausbaubeitragssatzung WKB):

Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes vom 25.06.2014.

Der Daimbacherhof ist ein ca. 800 m abgelegener Ortsteil der Gemeinde
Mörsfeld, es handelt sich daher um 2 einzelne, voneinander abgrenzbare
Gebietsteile.

Die Verkehrsbedeutung der 2 Abrechnungseinheiten zueinander und die
Nutzung durch Bewohner der jeweils anderen Einheit ist derart
unterschiedlich, dass die Bildung der 2 Abrechnungseinheit angebracht ist.

Die letzte Ausba umaßnahme in der Abrech n ungsein heit,,Daimbacherhof"
wurde im Jahr 1976 durchgeführt

ln der Abrechnungseinheit 1 - Ortslage Mörsfeld- wurden von 1992 - 1997
alle Ortsstraßen, im Jahr 2015 die Hauptstraße ausgebaut-

Der Ausbauzustand der beiden Abrechnungseinheiten zueinander ist daher
sehr unterschiedlich anzusehen.
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1

Ve rba nd sg eme i nd everwa ltu n g
67 292 Kirchheim bolanden
A,z.:31511 223114lTR

Bekanntmachung

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Genehmigung und lnkrafttreten des Bebauungsplanes ,,Selzgarten - Erweiterung 1",
Ortsgemeinde Orbis

Aufgrund des $ 10 des Baugesetzbuches BauGB in der aktuellen Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11 .2017 (BGBI. I S. 3634) sowie S 88 der
Landesbauordnung vom24.11.1998 (GVBI. S. 365) in der zurzeit gültigen Fassung
i.V.m. $ 9 Abs. 4 BauGB, wird hiermit bekannt gemacht, dass der Gemeinderat Orbis
am 09.08.2018 den Bebauungsplan ,,Selzgarten - Erureiterung 1"als Satzung
beschlossen hat. Der Bebauungsplan bedarf keiner Genehmigung durch die
Kreisverwaltung, da er aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist.

2. Satzung
Der Ortsgemeinderat Orbis hat aufgrund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalzvom 31.01.1994 (GVBI. S. 153) in der zurzeit gültigen Fassung und des $ 10 des
Baugesetzbuchs BauGB in der aktuellen Fassung der Bekanntmachung vom 03.
November 2017 (BGBI. I S. 3634), sowie des $ 88 der Landesbauordnung LBauO vom
24.11.1998 (GVBI. S. 365) in der zurzeit gültigen Fassung i.V.m. S 9 Abs. 4 BauGB, am
09.08.2018 den Bebauungsplan für das Teilgebiet ,,Selzgarten - Enareiterung 1" als
Satzung beschlossen.

s1
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ,,Selzgarten - Erweiterung 1"
umfasst die Grundstücke Plan-Nrn: 94/8 teilweise,27712 teilweise, 27811teilweise, 279
teilweise, 283 teilweise, 290/20 teilweise, 290121, 290122 teilweise, 290123, 290124
teikeise sowie 367 teilweise, in der Gemarkung Orbis.

s2
Bestandteil der Satzung ist die Bebauungsplanurkunde vom August 2018 mit den dazu
gehörenden textlichen Festsetzungen, Teil 1 bauplanungsrechtliche Festsetzungen, Teil
2 bauordnungsrechtliche Festsetzungen (Gestaltungssatzung gem. S 9 Abs. 4 BaUGB

und $ 88 Abs. 1 und 6 LBauO) sowie die Begründung.

Der Bebauungsplan wird
rechtsverbindlich.

s3
mit der Bekanntmachung nach S 10 Baugesetzbuch

Orbis, den 04.09.2018
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Ortsbürgermeister
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Seite 2

Ausfertigung:
Der Bebauungsplan, bestehend aus
- Planurkunde vom August 2018
- textlichen Festsetzungen und
- Begründung
stimmt in allen seinen Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates überein.
Das für die Satzung vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und die Verkündung im Amtsblatt der
Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden angeordnet'

Orbis. den 04.09.2018%hl
(Schmitt)
Ortsbürgermeister

Geltun sbereich Ausschnitt Planurkunde
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3. Der genehmigte Bebauungsplan mit textlichen Festsetzungen und Begründung kann
ab sofort bei der Verbandsgemeindevenrualtung Kirchheimbolanden, Rathaus,
Zimmer 210, während der Dienststunden (montags und dienstags von 8.00 Uhr bis

12.00 Uhr und 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr, mittwochs von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr,
donnerstags von 8.00 Uhr bis 12,00 Uhr und 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags
von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr) von jedermann eingesehen werden.

4. Auf die Vorschriften des S 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über die
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungsplan und über das Erlöschen
von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.

5. Unbeachtlich sind:
1. eine nach S 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und
2. eine unter Berücksichtigung des S 214 Abs.2 BauGB beachtliche Verletzung der

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und

3. nach g 214 Abs.3 Satz 2 BaUGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist dazulegen.

6. Gemäß g 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der vom
31.01 .1994 (GVBI. S. 153) in der derzeit gültigen Fassung, wird darauf
hingewiesen:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der
Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung erlassener Vorschriften
zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung als von
Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften
gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhaltes,
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.
Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend
machen.

den 07.09.2018
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Verbandsgemei ndeverwaltu ng
67 292 Ki rchhei m bolanden

Az= 111 181212/,1 oo.

öffentl i che Bekan ntm ac h u ng

Überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der
Ortsgemeinde Obenriesen

Das Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt bei der Kreisvenrualtung Donnersbergkreis

hat in der Zeit von Januar bis Februar 2018 eine überörtliche Prüfung der Haushalts- und

Wirtschaftsführung der Ortsgemeinde Oberwiesen für die Jahre 2012bis2017
uorg"nornmen. Där Gemeinderat Oberwiesen wurde am 05.09.2018 über das Ergebnis

der Prüfung unterrichtet.

lm Anschluss an die Unterrichtung des Gemeinderates sind gem. S 1 10 Abs' 5 der

Gemeindeordnung Rheinland -PfÄzdie Prüfungsmitteilungen u1d die daraufhin gefertigten

Stellungnahmen dLr Verbandsgemeindevenrualtung an sieben Werktagen zu jedermanns

Einsichi öffentlich auszulegen (S 1 10 Abs. 5 GemO).

Die Auslegung erfolgt in der Zeit vom 10.09.2018 bis 18.09.2018 bei der

Verbandslemäi nOeverwaltu n g, Ratha us, Neue Al lee 2, Zimmer 203'

Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht'

Kirchheimbolanden, 06.09.201 8

Verba emeindeverwaltung
ln Ve ng:

hem)
eordneter
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Bekanntmachung über die Einsichtnahme in den Entwurf der Nachtragshaus'
haltssatzung mit -plan Nr. 1 der Stadt Kirchheimbolanden für das Jahr 2018
und die Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Nachtragshaushaltssatzung und -plan Nr. I der Stadt Kirchheimbolanden für
das Jahr 2018

1. Einsichtnahme in den Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung mit -plan
und Anlagen

2. Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr 2018 mit dem Nach-
tragshaushaltsplan und seinen Anlagen wurde am 06.09.2018 dem Stadtrat zugelei-
tet.

1. Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr 2018 liegt mit
dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anlagen während der allgemeinen
öffnungszeiten bei der Verbandsgemeindeverwaltung (Rathaus, Neue Allee 2,

67292 Kirchheimbolanden, Zimmer 116), bis zur Beschlussfassung über die
Nachtragshaushaltssatzung durch den Stadtrat zur Einsichtnahme aus. Au-
ßerdem stehen die Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr 2018 mit
dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anlagen im lnternet unter
httos://www.kirchheimbolanden.de/delstadt-kirchheimbolanden-rathaus-
f i n a n ze n/ h a u s h altss atz u n g e n - u n d- h a u s h a I ts p I a e n e. sta dt-
kirchheimbolanden.html zur Einsichtnahme bereit.

2. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Kirchheimbolanden haben die
Möglichkeit, innerhalb von 14 Tagen ab dieser Bekanntmachung (vom
10.09.2018 bis 24.09.2018) bei der Verbandsgemeindeverwaltung, Neue Allee 2,

67292 Kirchheimbolanden, Vorschläge zum Entwurf der Nachtragshaushaltssat-
zung Nr. 1 für das Jahr 2018 mit dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anla-
gen, einzureichen. Die Vorschläge sind schriftlich an die Verbandsgemeindever-
waltung oder an den Stadtbürgermeister, Neue Allee 2,67292 Kirchheimbolan-
den, oder elektronisch an vg@kirchheimbolanden.de einzureichen. Der Stadtrat
wird rechtzeitig vor seinem Beschluss über die Nachtragshaushaltssatzung über
die innerhalb dieser Frist eingegangenen Vorschläge in öffentlicher Sitzung bera-
ten und entscheiden.

Kirchheimbolanden, 07.09.201 I
Verbandsgemei ndevenrualtu n g

ln Vertretung:

gez. Juchem

(Juchem)
Beigeordneter
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Bekanntmachung über die Einsichtnahme in den Entwurf der Nachtragshaus-
haltssatzung mit -plan Nr. 1 der Ortsgemeinde Marnheim für das Jahr 2018 und
die Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Nachtragshaushaltssatzung und -plan Nr. 1 der Ortsgemeinde Marnheim für
das Jahr 2018

1. Einsichtnahme in den Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung mit -plan
und Anlagen

2. Möglichkeit zur Einreichung von Vorschlägen

Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr 2018 mit dem Nach-
tragshaushaltsplan und seinen Anlagen wurde am 06.09.2018 dem Gemeinderat zu-
geleitet.

1. Der Entwurf der Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr 2018 liegt mit
dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anlagen während der allgemeinen
Öffnungszeiten bei der Verbandsgemeindevenrvaltung (Rathaus, Neue Allee 2,
67292 Kirchheimbolanden, Zimmer 116), bis zur Beschlussfassung über die
Nachtragshaushaltssatzung durch den Ortsgemeinderat zur Einsichtnahme
aus. Außerdem stehen die Nachtragshaushaltssatzung Nr. 1 für das Jahr
2018 mit dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anlagen im lnternet unter
h ttp s : llwww. ki rc h h e i m b o I a n d e n. de/de/ m a r n h e i m- rath a u s-fi n a n ze n /
h au s h altssatzu n gen-u n d- h a u s h alts p I aen e- m arn h ei m. htm I
zur Einsichtnahme bereit.

2. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Ortsgemeinde Marnheim haben die
Möglichkeit, innerhalb von 14 Tagen ab dieser Bekanntmachung (vom
10.09.2018 bis 24.09.2018) bei der Verbandsgemeindevenvaltung, Neue Allee 2,

67292 Kirchheimbolanden, Vorschläge zum Entwurf der Nachtragshaushaltssat-
zung Nr. 1 für das Jahr 2018 mit dem Nachtragshaushaltsplan und seinen Anla-
gen, einzureichen. Die Vorschläge sind schriftlich an die Verbandsgemeindever-
waltung oder an den Ortsbürgermeister, Neue Allee 2,67292 Kirchheimbolan-
den, oder elektronisch an vg@kirchheimbolanden.de einzureichen. Der Ortsge-
meinderat wird rechtzeitig vor seinem Beschluss über die Nachtragshaushalts-
satzung über die innerhalb dieser Frist eingegangenen Vorschläge in öffentlicher
Sitzung beraten und entscheiden.

Kirchheimbolanden, 07.09.20 1 8
Ve rba nd s geme i n deve rwa ltu n g

ln Vertretung:

gez. Juchem

(Juchem)
Beigeordneter


